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9er 9ie«|t®erfrfl| ta Beuel 3iiilgtfcghi$.

23on allen Titeln bei Dbligation.enrechte!
ift e! berjenige über ben ®i en ft »er trag, welcher am
meiften lenberung unb 23ermel)rung erfahren hat. SBie

wenig ber ©efergebet: bie ©ntwicflnng ber Kultur förbern
fann unb wie fe$r er non ber ficlj änbernben ©efialtung
ber fojialen unb wirtfdjaftlid)en 23erl)ättmffe unb Inf»
faffungen abhängig, gewiffennaffen nur beren ®iener ift,
ba! lehrt non allen 9}ed)tlinftituten moijl am beften ber
®ienfioertrag. 23cm ber ©flaoerei unb ben „operae"
ber alten IKömer bil su ben heutigen gefe^lict)en Orb»

nungen ber Irbeit!» unb ®ienftnerpttniffe ift ein langer
SBeg.

Ill nor einem halben gahrljunberi t>erfcï)iebene fan»
tonale ißrioatrecfjte gefdfjaffen mürben, gingen bie @efet)=

geber non ber nölligen llnabt)ängigfeit unb 23ertragl»
freiljeit bei ®ienftnet)merl im 23erf)ättni§ jum ®ienfigeber
aul. ©I hatte ber Kampf um! SDafein noch nidjt bie

Sefümmerni! um bal ©chidfal ber „ 9Birtfd)aftlic£)=
@d)tnact)en" gejeitigt mie Ijeittjutage, roo bie 23erhättniffe
augenfälliger unb unfere lugen gefäjärfter finb. iftur
bal „©efinbe" unb bie 2)ienftboten unb @e»

feilen mürben nom ©efe^geber unter feinen beförderen
©dfut) genommen unb in näterlic|er gürforge ber ga»
milie an» unb eingegliebert.

®er ©djöpfer bei fdjmeiserifehen Dbtigationenrechte!
fanb nor 30 fahren biefel patriardjalifche 23erl)ältni§
Stoifd)en „£)errfcl)aft" unb „®ienerfd)aft", „SReifter" unb
„©efetle" fc£)on erfdjüttert nor, bie „fogiale grage" mar
in gluf) gefommen, bie gabrifgefetjgebung im
©ange. Iber ber ©efetjgeber fühlte ftdf nidjt sur 33or»

bereitung ber pfünftigen ©ntroicflung berufen, er fianb
itjr mandjefterticf) fül)l bil anl fç>erj tnuan gegenüber
unb fo nerfäumte er el, fein SSerf mit bern fauche
fojialen ®enfenl ju burchroarmen. 9tur bal fRötigfte
mürbe inl ©efet) aufgenommen. Unb audi) biefer
magere ©efe^elinhalt befriebigte nicf)t. ©d)on äußerlich
Seigt fiel) bie Unjulänglic^beit bei jetzigen ©efe^eS barin,
ba| el bem ®ienftoertrag nur 12 Irttfel mibmet.

®er neue ©ntrourf enthält 44 Irtifel. ©täube»
rat unb fftationalrat haben burd) bie einftimmige In»
nähme bei ©ntrourfel bil auf weitere! bie Sßereinheit»
lidEjung bei .Qimfoälte! ^ bie eibgenöffifd)e ©efehgebung
abgefdjloffen ; mit bem 1. Januar 1912 tritt balfelbe in
traft.

S)a§ ©efet) befiniert ben ®ienftoertrag: @1 oerp_flid)tet
fid) boburch ber ®ienftpftid)iige jur Setftung non ®ienften
ûuf beftimmte ober unbeftimmte Seit, ber ®ienftherr sur
23esahlung eine! Sohne! nach ber ffeit ober nad) bem
©tüd (Ifforblohn). lud) ber Sehnner trag fleht unter
ben ©runbfähen bei ®ienfioertrage§. 3" ber fRegel
fann ber 23ertrag münblich ober and) bureh ftillfchwei»
genbe! ©inoerftänbnil cabgefdjloffen werben. §au!»
onbnungen unb Irbeitlorbnungen muffen fc^rift=
lieh aufgefegt unb bem Irbeiter sur Kenntnil gebracht
werben. ®er Sarifnertrag unb ber Sehroertrag,
foroie lbmeid)ungen nom iJtormalnertrag be

bürfen su ihrer ©ültigfeit ber fc£)riftlicî)en
gor m.

®er SEarifoertrag ift bie geftfetjung bei 23er»

traglnerhältniffel swiften einem Irbeitgeber ober Irbeit»
geberoerbänben einerfeitl unb ben Irbeitern ober lr=
beiteroerbänbett anberfeitl. @1 mirb gewöhnlich all 1b»
fchluh non Sohnfämpfen all „griebenlfchtuff" nereinbart
auf eine beftimmte ßeü unb hernach, oft nad) erneuten
kämpfen, reoibiert. ®al ©efetj ftef)t fechlmonatliche
Künbigung nor, wenn bie Parteien über feine ®auer
einig geworben finb. ©I erflärt ®ienftnerträge nichtig,
foweit fie mit bem Starifoertrag in SBiberfpruöj flehen,
wenn fie non Irbeitgebern ober Itbeünehmern abge»

fchloffen würben, bie auf einen Sarifoertrag oerpflichtet
finb. ®ie nidjtigen 23eftimmimgen werben burd) fclclje
bel ïarifoertrages er[et)t. ®ie non 23ertretern ber ©e»
werbe unb ber irbeiterfdfaft geroünfchte lulbehnung bei
öffentlich befannt gegebenen Sarifoertragel auf bie ganse
Irbeiterfchaft unb bie Irbeitgeber eine! beftimmten treife!
ober einer beftimmten ©egenb hat nicht beliebt. ®a bie

23oraulfet)ung einer genügenben Drganifation ber gnter»
effengruppen nicht ober nodj nicht oortjanben ift, fonnte
genngenbe gormet ni^t gefunben werben. Ueberpaupt
muh utau fid) nidjt norftellen, ba| bie ©rwähnung unb
Regelung bei ®arifoertrage! im ©efeh non aulfchtag»
gebenber iöebentung fei. ®a wirb ba! mirtfchaftliche
Seben bie Söfung ber oerfçhiebenen gragen bringen muffen,
©rft bie fpätere fjsit wirb geigen, ob ber ®arifnertrag
einen weiteren lulbau unb genauere ©eftalt erhatten
wirb, ober ob anbere gormen feinen ipiah einnehmen
werben.

2Ba§ ift ein „Dlormaloertrag?" ©r erinnert
fc£)on faft meljt an bie alten gunftseiten, an welche fdjon
ber ïarifoertrag einen gemiffen InMang hut. „®er
93unbe!rat unb

"
bie non ben Kantonen bezeichneten Se»

hörben fönnen nach luhörung ber beteiligten Seruf!»
oerbänbe ober gemeinnühiger Serbinbungen über einselue

Irfen non ®ienftoerträgen unb ben Sehroertrag Normal»

nerträge auffetjen, beren 3nl)dt all Sertraglwille an»

genommen wirb, fobalb eine angemeffene Seröjfentlichung
berfelben ftattgefunben hat unb feine Ibweidjungen fdjrift»
lieh nereinbart werben."

®er bunbelrätlidje ©ntwurf hatte in anberem 8«»

fammenhange auch ""en fltormalnertrag norgefehen unb

beftimmt, bah fantonale SRormatoerträge ber ©enehmigung
bei Sunbelratel bebürfen. Sediere Seftimmung würbe
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Von allen Titeln des Obligationenrechtes
ist es derjenige über den Dien st vertrag, welcher am
meisten Aenderung und Vermehrung erfahren hat. Wie
wenig der Gesetzgeber die Entwicklung der Kultur fördern
kann und wie sehr er von der sich ändernden Gestaltung
der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse und Auf-
fassungen abhängig, gewissermaßen nur deren Diener ist,
das lehrt von allen Rechtsinstituten wohl am besten der
Dienstvertrag. Von der Sklaverei und den „operua"
der alten Römer bis zu den heutigen gesetzlichen Ord-
nungen der Arbeits- und Dienstverhältnisse ist ein langer
Weg.

Als vor einem halben Jahrhundert verschiedene kan-
tonale Privatrechte geschaffen wurden, gingen die Gesetz-

geber von der völligen Unabhängigkeit und Vertrags-
freiheit des Dienstnehmers im Verhältnis zum Dienstgeber
aus. Es hatte der Kampf ums Dasein noch nicht die
Bekümmernis um das Schicksal der „Wirtschaftlich-
Schwachen" gezeitigt wie heutzutage, wo die Verhältnisse
augenfälliger und unsere Augen geschärfter sind. Nur
das „Gesinde" und die Dienstboten und Ge-
seilen wurden vom Gesetzgeber unter seinen besonderen
Schutz genommen und in väterlicher Fürsorge der Fa-
milie an- und eingegliedert.

Der Schöpfer des schweizerischen Obligationenrechtes
fand vor 30 Jahren dieses patriarchalische Verhältnis
zwischen „Herrschast" und „Dienerschaft", „Meister" und
„Geselle" schon erschüttert vor, die „soziale Frage" war
in Fluß gekommen, die Fabrikgesetzgebung im
Gange. Aber der Gesetzgeber fühlte sich nicht zur Vor-
bereitung der zukünftigen Entwicklung berufen, er stand
ihr manchesterlich kühl bis ans Herz hinan gegenüber
und so versäumte er es, sein Werk mit dem Hauche
sozialen Denkens zu durchwärmen. Nur das Nötigste
wurde ins Gesetz aufgenommen. Und auch dieser

magere Gesetzesinhalt befriedigte nicht. Schon äußerlich
zeigt sich die Unzulänglichkeit des jetzigen Gesetzes darin,
daß es dem Dienstoertrag nur 12 Artikel widmet.

Der neue Entwurf enthält 44 Artikel. Stände-
rat und Nationalrat haben durch die einstimmige An-
nähme des Entwurfes bis auf weiteres die Vereinheit-
lichung des Zivilrechtes für die eidgenössische Gesetzgebung
abgeschlossen: mit dem 1. Januar 1912 tritt dasselbe in
Kraft.

Das Gesetz definiert den Dienstvertrag: Es verpflichtet
sich dadurch der Dienstpflichtige zur Leistung von Diensten
auf bestimmte oder unbestimmte Zeit, der Dienstherr zur
Bezahlung eines Lohnes nach der Zeit oder nach dem
Stück (Akkordlohn). Auch der Lehrvertrag steht unter
den Grundsätzen des Dienstvertrages. In der Regel
kann der Vertrag mündlich oder auch durch stillschwei-
gendes Einverständnis (abgeschlossen werden. Haus-
ordnungen und Arbeitsordnungen müssen schrift-
sich aufgesetzt und dem Arbeiter zur Kenntnis gebracht
werden. Der Tarifvertrag und der Lehrvertrag,
sowie Abweichungen vom Normalvertrag be-

dürfen zu ihrer Gültigkeit der schriftlichen
Form.

Der Tarifvertrag ist die Festsetzung des Ver-
tragsoerhältnisses zwischen einem Arbeitgeber oder Arbeit-
geberverbänden einerseits und den Arbeitern oder Ar-
beiterverbänden anderseits. Es wird gewöhnlich als Ab-
schluß von Lohnkämpfen als „Friedensschluß" vereinbart
aus eine bestimmte Zeit und hernach, oft nach erneuten
Kämpfen, revidiert. Das Gesetz sieht sechsmonatliche
Kündigung vor, wenn die Parteien über keine Dauer
einig geworden sind. Es erklärt Dienstverträge nichtig,
soweit sie mit dem Tarifvertrag in Widerspruch stehen,
wenn sie von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern abge-
schloffen wurden, die auf einen Tarifvertrag verpflichtet
sind. Die nichtigen Bestimmungen werden durch solche
des Tarifvertrages ersetzt. Die von Vertretern der Ge-
werbe und der Arbeiterschaft gewünschte Ausdehnung des

öffentlich bekannt gegebenen Tarifvertrages auf die ganze
Arbeiterschaft und die Arbeitgeber eines bestimmten Kreises
oder einer bestimmten Gegend hat nicht beliebt. Da die

Voraussetzung einer genügenden Organisation der Inter-
essengruppen nicht oder noch nicht vorhanden ist, konnte

genügende Formel nicht gefunden werden. Ueberhaupt
muß man sich nicht vorstellen, daß die Erwähnung und
Regelung des Tarisoertrages im Gesetz von ausschlag-
gebender Bedeutung sei. Da wird das wirtschaftliche
Leben die Lösung der verschiedenen Fragen bringen müssen.

Erst die spätere Zeit wird zeigen, ob der Tarifvertrag
einen weiteren Ausbau und genauere Gestalt erhalten
wird, oder ob andere Formen seinen Platz einnehmen
werden.

Was ist ein „Normalvertrag?" Er erinnert
schon fast mehr an die alten Zunftzeiten, an welche schon

der Tarifvertrag einen gewissen Anklang hat. „Der
Bundesrat und "die von den Kantonen bezeichneten Be-

hörden können nach Anhörung der beteiligten Berufs-
verbände oder gemeinnütziger Verbindungen über einzelne

Arten von Dienstverträgen und den Lehrvertrag Normal-
vertrüge aufsetzen, deren Inhalt als Vertragswille an-

genommen wird, sobald eine angemessene Veröffentlichung
derselben stattgefunden hat und keine Abweichungen schrift-

lich vereinbart werden."
Der bundesrätliche Entwurf hatte in anderem Zu-

sammenhange auch einen Normalvertrag vorgesehen und

bestimmt, daß kantonale Normalverträge der Genehmigung
des Bundesrates bedürfen. Letztere Bestimmung wurde
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geftricßen unb bem iRormalnertrag eine bem
Üarifoertr ag foorbinierte Stellung im ©e
feße eingeräumt.

2)aß bie ®ienfte regelmäßig perfönlicß unb nic^t burcß
einen Stelloertreter p leiflen finb, ift îlar. 2)aS ©efeß
ficßert aber bem 2)ienftpfticßtigen gegenüber bem ®ienfi=
ßerrn nacß oerfcßiebenen Sicßtungen eine fefte Stellung:
äöenn neben bem Soßn ein Anteil am ©efcßäftSgeminn
vereinbart ift, bjat ber ©ienftpfticßtige Anfprucß auf ®in=
ficßt in bie Süd)er. 2)er Afforb= ober Stücfloßnarbeiter,
melier wäßrenb ber oertraglictjen Arbeitszeit auSfcßliefp
tief) für einen Arbeitgeber arbeitet, bat ein Stecht auf
Arbeit, geßlt eS an StücHoßw ober Afforbarbeit, fo
foH eine Arbeit im Stunbenloßn pgewiefen werben,
geßlt eS an einent wie am anbern, fo bat er Anfprucß
auf Scßabenerfaß, menu ber ©ienfißert rticfjt beroeift,
baß ißn feinerfei Serfdjulben trifft. Sei einem S)ienft=
nerßältniS, baS minbeftenS auf SRonatSfrift fünbbar ift,
ober über ein Qaßr gebauert, bat ber 2/ienftp fließ tige
Anfprvtcb auf ben Soßn, aueß wenn er bureß obligato»
rifeßen feßmeiprifeßen SRilitärbienfi ober Kranfßeit roäß»
renb oerßältniSmäfjig furjer ßeit oerßinbert ift. ©r
muß fieß aber ben Seitrag, ben ber ®ienftßerr j. S. an
bie Kranfenprämie begaßlt, entfprecßenb anreeßnen laffen.
2)er 2)ienftbote ßat Anfprucß auf fftaßrung, Pflege unb
ärztlicße Seßanbfung mäßrenb ber oerßäftni§mäßig furpn
Kranfßeit. ©in SBieberßolungSfurS mirb unter jene Se=

ftimmung falten, nießt aber eine Stefrutenfcßule. Kommt
ber ©tenftneßmer in eine -Rotlage, fo fann er im Ser=
ßältniS bereite oorliegenber Seiftung Sorfcßuß oerlangen.

lieber ben ßaßitag ßerrfeßte fange SReinungSoer»
fcßiebenßeit; für bie 2)ienftboten alle Sierteljaßre, für
AngefteÛte alle SRonate, für Arbeiter alle oierpßn Sage.
Sann mürbe für Sienftboten unb Arbeiter ber 3aß (tag
auf 14 Sage unb für Sienftboten auf lanbwirtfcßaffließen
Setrieben aber auf 6 ÜRonate eruiert.

SReßrarbeit ift entfprecßenb p entfcßäbigen, ber Seßr*
ling ift sunt Scfucß Öe§ ofiligatorifcßen UnterricßteS
anpßttften nnö ißm gdt für bie fieruflidje gortfith
bung^feßufe ttnb gttdjîurfe pt geben.

Angemcffene iraö gefnnöe Arbeite fiept). Stf)f«f=
räume, genügende ScßMßmafjrcgeln gegen Betriebt
gefaßten finb beut Arbeitgeber fiepu. Sienftßerrn
auSöriidticß jur ipfticßt gemoeßt. Sei gefünbetem Ser=
ßältniS ift bem Angefteilten ßeit jum Auffucßen einer
anbern Stelle unter Serücfficßtigung ber gntereffen beS

Sienftßerrn ju gemäßren. ®er Austretende ßat
Anfprucß auf ein ßeugnis, roenn_ erS oerlangt,
aueß über feine Seiftungen unb fein Serßalten. ©r
fin bun g en, roelcße ein Angefteliter in Ausübung feiner
oertraglicßen ißfließten maeßt, geßören bem Sienftßerrn,
menn bie ©rßnbertätigteit p feinen Obliegenheiten ge»

ßört ober ber Sienftßerr fiel) baS auSbebungen ßat. $m
leßteren galle ßat aber ber Angeftelite Anfprucß auf ent=
fprecßenbe ©ntfcßäbigung, meun er eine ©rfinbung oon
erßeblicßer wirtfcßaftlicßer Sebeutung maeßt.

Sie Künbigung oon Serträgen, roelcße nießt auf
beftimmte Qeit abgefeßloffen ober feftgefeßt finb unb für
roelcße bie Parteien feine anbere KünbigungSfrifi oer=
einbart ßaben, ift roie folgt georbnet: Sei Arbeitern
finbet fie ftatt auf ©nbe ber auf bie Künbigung folgenben
SBocße, bei An g eft eilt en auf baS ©nbe beS auf fie
folgenben SRoitatS unb bei anbern Sienftoerßältniffen
auf baS ©nbe ber jroeiten barauffolgenben Söocße. @S

bürfen nur gleicße KünbigungSfriften für beibe Seile
oereinbart werben, fpat ein SienftoerßältniS über ein
gaßr gebauert, fo fann eS oon jebem Seit auf ©nbe beS

jroeiten ber Künbigung folgenben 2RonaiS gefünbet werben.
Siefe grifi barf oertraglidß bei Angefteliten nießt unter

eine monatli^e, bei anbern Sienftoerßältniffen nießt unter
eine oierpßntägige ßeitfrift gefürp werben, ©ine be=

fonbere Kegel ift ftatuiert für bie lanbroirtfdßaft*
liißen Sienftoerßältniffe mit ^auSgemeinfdßaft.
Sa barf ber Knecßt, ber ben ganzen hinter beim SReifter
mar, im gebruar, SRärj unb April unb ber SReifter,
bei bem ber Knecßt ben ganjen Sommer über gearbeitet
ßat, im September, Dftober unb iftooember, nur je auf
6 SJionate fünbigen.

Seim ©efettero unb SienftbotenoerßältniS gelten bie

erfien jroei Söoißen als Srobejeit mit breitägiger Künbi=

gung.
©in Sertrag auf SebenSjeit ober länger als 5 gaßre

f'ann naeß 5 gaßren jeberjeit auf 6 SRonate gefünbigt
werben. Sei .BaßlungSimfäßigfeit beS Sienftßerrn fann
ber Sienfipflitßtige baS SerßältniS aufßeben, wenn ißm
nießt Sicßwßeit für ben Soßn gefeiftet wirb. SRit bém
Sobe beS Sienftßerrn erlifeßt er nur, wenn er wefentließ
mit Slücfficßt auf feine ißerfon abgefeßloffen würbe unb

poar gegebenenfalls gegen billigen ©rfaß beS SdßabenS.

SaS Konfurrenjoerbot im SerßältniS bes
Sienftpflidßtigen jum Sienftßerrn, ni^t ju oer=
wecßfeln mit bem Konfurrenperbot, baS poifeßen felb=

ftänbig einanber gegenüberfteßenben SertragS Parteien
oereinbart wirb, bitbete ben ©egenftanb eingeßenber
SiSfuffion, fpepetl im Stänberat.

SaS biSßerige ©efeß fennt eine Sefcßränfung ber

Konfurrenjflaufel nur infofern, als eS bem Sicßter bie

SefugniS gibt, bie geroößnlicß bamit oerbunbeue Kon=

oentionalbufe p ermäßigen, wenn fie ißm p ßoeß er=

feßeint. Sie ©ericßtSprapS ßat aber Serbote, welcße
bie ©rwerbSfäßigfeit unb SeroegungSfreißeit p feßr be=

feßränfen, nießt an eine beftimmte räumlicße unb pitlicße
©renje fiiß ßalten, als gegen bie guten SerfeßrSfitten
oerftoßenb erflärt unb ißnen ben ricßterlicßen Scßuß oer=

fagt. SRit ben Konfurrenperboten ift je länger je meßr
Mipraudß getrieben roorben. @S würben foleße auf=
gefteßt, bie meßr auf eine Seftrafung für Austritt unb
©ßicane als auf ben Scßuß berechtigter Qntereffen ßin=

ausliefen. Auf ber anberen Seite aber finb fie an nieten
Orten ein unentbeßrlicßer Seftanbteil ber Sienftoerträge.

Son ber SBaßrung beS gabrifaiionS» unb ©efc£)äft§=

geßeimniffeS fann bie ißrofperität ober gar bie ©piftenj
eines ©efdjäfteS abßängig fein. @S ift für ben @efeß=

geber nießt leießt, bie rießtige Sinie p finben jwifdßen
bem Streben, foleßen berechtigten Qntereffen ben nötigen

1. ü. Sin
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gestrichen und dem Normalvertrag eine dem
Tarifvertrag koordinierte Stellung im Ge-
setze eingeräumt.

Daß die Dienste regelmäßig persönlich und nicht durch
einen Stellvertreter zu leisten sind, ist klar. Das Gesetz

sichert aber dem Dienstpflichtigen gegenüber dem Dienst-
Herrn nach verschiedenen Richtungen eine feste Stellung:
Wenn neben dem Lohn ein Anteil am Geschäftsgewinn
vereinbart ist, hat der Dienstpflichtige Anspruch auf Ein-
ficht in die Bücher. Der Akkord- oder Stücklohnarbeiter,
welcher während der vertraglichen Arbeitszeit ausschließ-
lich für einen Arbeitgeber arbeitet, hat ein Recht auf
Arbeit. Fehlt es an Stücklohn- oder Akkordarbeit, so

soll eine Arbeit im Stundenlohn zugewiesen werden.
Fehlt es an einen: wie am andern, so hat er Anspruch
auf Schadenersatz, wenn der Dienstherr nicht beweist,
daß ihn keinerlei Verschulden trifft. Bei einem Dienst-
Verhältnis, das mindestens auf Monatsfrist kündbar ist,
oder über ein Jahr gedauert, hat der Dienstpflichtige
Anspruch auf den Lohn, auch wenn er durch obligato-
rischen schweizerischen Militärdienst oder Krankheit wäh-
rend verhältnismäßig kurzer Zeit verhindert ist. Er
muß sich aber den Beitrag, den der Dienstherr z. B. an
die Krankenprämie bezahlt, entsprechend anrechnen lassen.
Der Dienstbote hat Anspruch auf Nahrung, Pflege und
ärztliche Behandlung während der verhältnismäßig kurzen
Krankheit. Ein Wiederholungskurs wird unter jene Be-
stimmung fallen, nicht aber eine Rekrutenschule. Kommt
der Dienstnehmer in eine Notlage, so kann er im Ver-
hältnis bereits vorliegender Leistung Vorschuß verlangen.

Ueber den Zahltag herrschte lange Meinungsver-
schiedenheit; für die Dienstboten alle Vierteljahre, für
Angestellte alle Monate, für Arbeiter alle vierzehn Tage.
Dann wurde für Dienstboten und Arbeiter der Zahltag
auf 14 Tage und für Dienstboten auf landwirtschaftlichen
Betrieben aber auf 6 Monate eruiert.

Mehrarbeit ist entsprechend zu entschädigen, der Lehr-
ling ist zum Besuch des obligatorischen Unterrichtes
anzuhalten und ihm Zeit für die berufliche ForMl-
dungsschule und Fachkurse zu geben.

Angemessene und gesunde Arveits- vezw. Schlaf-
räume, genügende Schutzmaßregeln gegen Betriebs-
gefahren sind dem Arbeitgeber bezw. Dienstherrn
ausdrücklich zur Pflicht gemacht. Bei gekündetem Ver-
hältnis ist dem Angestellten Zeit zum Aufsuchen einer
andern Stelle unter Berücksichtigung der Interessen des
Dienstherrn zu gewähren. Der Austretende hat
Anspruch auf ein Zeugnis, wenn ers verlangt,
auch über seine Leistungen und sein Verhalten. Er-
sin dun g en, welche ein Angestellter in Ausübung seiner
vertraglichen Pflichten macht, gehören dem Dienstherrn,
wenn die Erfindertätigkeit zu seinen Obliegenheiten ge-
hört oder der Dienstherr sich das ausbedungen hat. Im
letzteren Falle hat aber der Angestellte Anspruch auf ent-
sprechende Entschädigung, wenn er eine Erfindung von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung macht.

Die Kündigung von Verträgen, welche nicht auf
bestimmte Zeit abgeschlossen oder festgesetzt sind und für
welche die Parteien keine andere Kündigungsfrist ver-
einbart haben, ist wie folgt geordnet: Bei Arbeitern
findet sie statt alls Ende der auf die Kündigung folgenden
Woche, bei Angestellten auf das Ende des auf sie

folgenden Monats und bei andern Dienstverhältnissen
auf das Ende der zweiten darauffolgenden Woche. Es
dürfen nur gleiche Kündigungsfristen für beide Teile
vereinbart werden. Hat ein Dienstverhältnis über ein
Jahr gedauert, so kann es von jedem Teil auf Ende des
zweiten der Kündigung folgenden Monats gekündet werden.
Diese Frist darf vertraglich bei Angestellten nicht unter

eine monatliche, bei andern Dienstverhältnissen nicht unter
eine vierzehntägige Zeitfrist gekürzt werden. Eine be-

sondere Regel ist statuiert für die landw irisch aft-
lichen Dienstverhältnisse mit Hausgemeinschaft.
Da darf der Knecht, der den ganzen Winter beim Meister
war, im Februar, März und April und der Meister,
bei dem der Knecht den ganzen Sommer über gearbeitet
hat, im September, Oktober und November, nur je auf
6 Monate kündigen.

Beim Gesellen- und Dienstbotenverhältnis gelten die

ersten zwei Wochen als Probezeit mit dreitägiger Kündi-
gung.

Ein Vertrag auf Lebenszeit oder länger als 5 Jahre
kann nach 5 Jahren jederzeit auf 6 Monate gekündigt
werden. Bei Zahlungsunfähigkeit des Dienstherrn kann
der Dienstpflichtige das Verhältnis ausheben, wenn ihm
nicht Sicherheit für den Lohn geleistet wird. Mit dem
Tode des Dienstherrn erlischt er nur, wenn er wesentlich
mit Rücksicht auf seine Person abgeschlossen wurde und
zwar gegebenenfalls gegen billigen Ersatz des Schadens.

Das Konkurrenzverbot im Verhältnis des
Dienstpflichtigen zum Dienstherrn, nicht zu ver-
wechseln mit dem Konkurrenzverbot, das zwischen selb-

ständig einander gegenüberstehenden Vertrags - Parteien
vereinbart wird, bildete den Gegenstand eingehender
Diskussion, speziell im Ständerat.

Das bisherige Gesetz kennt eine Beschränkung der
Konkurrenzklausel nur insofern, als es dem Richter die

Befugnis gibt, die gewöhnlich damit verbundene Kon-
ventionalbuße zu ermäßigen, wenn sie ihm zu hoch er-
scheint. Die Gerichtspraxis hat aber Verbote, welche
die Erwerbsfähigkeit und Bewegungsfreiheit zu sehr be-

schränken, nicht an eine bestimmte räumliche und zeitliche
Grenze sich halten, als gegen die guten Verkehrssitten
verstoßend erklärt und ihnen den richterlichen Schutz ver-
sagt. Mit den Konkurrenzverboten ist je länger je mehr
Mißbrauch getrieben worden. Es wurden solche auf-
gestellt, die mehr auf eine Bestrafung für Austritt und
Chicane als auf den Schutz berechtigter Interessen hin-
ausliefen. Auf der anderen Seite aber sind sie an vielen
Orten ein unentbehrlicher Bestandteil der Dienstverträge.

Von der Wahrung des Fabrikations- und Geschäfts-
geheimnisses kann die Prosperität oder gar die Existenz
eines Geschäftes abhängig sein. Es ist für den Gesetz-

geber nicht leicht, die richtige Linie zu finden zwischen
dem Streben, solchen berechtigten Interessen den nötigen
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©c^u^ .ju gewähren unb bemjenigen, bie Stellung ber
®ienftpfüdE)tigen mögltchft p wahren.

®ie oerfcfjiebcnften Vefchränfungen finb proponiert
roorben ; 3^äffi(gt'eit über eine gemiffe Qeit nur gegen
@nt[cb)äbigung, .Buläffigfeit nur bei fyöfyeren ©alarien,
S. 33. über $r. 4000, SBegfall bei Slichtfortfeipng ber
Slnfteüung burctj ben SDienfiherrn nacf) Vertragiablauf
oljne wichtige ©rüube 2C. ®ie einzelnen ©chlußnafwwn
ber State unb ifjrer Äommiffionen finb unfidjer jix>ifcE)en
ben lafuiftifcljen Vorfdjlägen unb ben ©uuibfäßen t)in»
unb hergefcijwenlt

©rft ple^t £>at bie ftänbcrältidje Ülommiffion i£>re

com State angenommenen enbgüttigen Vorfdjläge feft*
geftetlt. Sßir möchten swar leine ©ewähr bafür über*
nehmen, baß nun bie enbgültige Söfung gefunben worben
fei, glauben aber boct), baß biefe SöefdEylüffe im großen
unb ganzen rtic£)t meßr angefochten werben.

®ie bjauptfäcb)tieften ©runbfäße finb folgenbe:

2>ß§ üonfurrenperbot ift plüffig bei Sücnftücr*
hältniffe«, welche bem SienftpfitdjUpn einen ©inbltcf
in ien^mtôcnîrelê oöcr ©efc^öft^ßcljeimniffc gewähren
unb bereu Veïanntgabe ben ©cfchäftöherrn fdjäbigen
fönnlc. @§ muß fdjrifiMj nereinbart werben unb Ift
für einen minberjährigen ®ienftpflW)tigen verboten.

®urdj örtliche unb geittieïje Vegrensung ift bafür $u
forgen, baß bem SDienftpflicljtigen bai ^ortîommen ba*
burd) nicht unbillig erfcfjroert werbe, Verlegung bei
Verbotei hat ©djabenerfaßpflicht besw. fjätligteit ber
Konuentionalbuße pr |JoIge. llebermäßige ^oncentional*
ftrafen fönnen »out Sticßter ermäßigt werben. §at ber
®ienftf)6tr rein ^ntereffe mehr an ber Slufredjterhatiung
bei Konïurrenperbotei, fo fällt ei bahin. ©benfo, wenn
ber ®ienftherr oßne wichtigen, bem ®ienftpßic|tigen nicljt
jur Saft fallenben ©runb ben Vertrag aufgehoben ober
felbft bem lederen burdj fein VerfcEjulben einen wichtigen
©runb pr Aufhebung beifelben gegeben hat, ei fei benn,
ber ®ienftpßichtige erhalte für bie ganse ßeit ber ®auer
bei Verbotei entfprec|enbe ©ntfcljäbigung.

SDtan fießt, baß bie State beftrebt waren, bie einzelnen
fragen auf grunbfäßlichem Voben p löfen unb bem
Seben ben nötigen ©pielraumlplaffen. Senn bie Ver*
hältniffe, welche ba in Betracht lommen, weifen eine
taufenbfacße SRannigfaltigfeit auf unb bie ©ntwicllung

ift leineiwegi auf bem SBege pr Vereinfachung unb
lleberfichtlicht'eit.

Die ausbauten
unb 6er H)ol>mmgsiinu*ft in ^ürid?

unb Jlmaclnuta.

Sie ©rgebniffe ber feit $aE)ren femeilen im Sejember
üblichen Zählung" ber leerfteßenben SBoijnungen unb @e=

fchaftslolale, fowie ber Steubauten gelangen bieimal er*
heblich fpäter ali fonft pr Veröffentlichung. Ser ©runb
liegt hauptfächüch barin, baß bie Zählung par nach bem
©tanbe oom 1. Sejember, aber nicht wie biißer al§ be*

fonbere ©rßebung in ber erften .ßcälfte bei SJlonaii ®e=
jember burchgefüßrt würbe, fonbern mit ber erft gegen
©nöe Sejember begonnenen ©runbftücli* unb ©ebäube»
phlung oerbunben war. Siefe Zählung hatte infolge ber
mangeinten Vereitwilligfeit §at)trei<her |)auieigentümer,
bai ihnen pgefteüte ©rhebungiformular, ben ©runb*
ftüclibogen, auipfüllen, mit großen ©chwierigteiten p
Eämpfen unb pg fid) beihalb seitlich feljr in bie Sänge,
fo baß mir erft jetft in ber Sage finb, bie ©rgebniffe ber
Seerwohnungisählung mitpteilen.

@i war oorauijufehen, baß bie $ahl ber Ieerftehen=
ben Sffiohnungen im Sejember 1910 fich bebeutenb über
ben Siefftanb erheben würbe, ben wir feit 1905 non
Batjr su $ahr feftsuftelten hatten, immerhin hat ftd)
unfere leßtei liafr geäußerte Vermutung, baß bie biei=
jährige Seerwoßnungisählung angefidjti ber ftarl geftei=

gerten Vautätigleit einen SBohnungioorrat ergeben werbe,
ber fich bem normalen Verhältnis sum @efamtwohnung§=
beftanbe nähere, no^ nicht erfüllt. @§ ftnb nämlich in
ber ©tabt allerbingi mehr ali boppelt fo niete Seer=

Wohnungen gewählt worben wie im Vorjahre, 403 gegen
182, aber non beut bei ber SBohnungisäßlung am 1. ®e=

Sember 1910 ermittelten Vefianbe non runb 40,000 9Boh=

nungen machen fie nicht mehr ali 1 % auS, währenb be=

fanntlid) 3% ali bai Slormale angefehen werben, ^n
ben einseinen ©tabttreifen ift, wie nachftehenbe lieber*
ficht seiflt, ber Slnteil ber Seerwoßnungen an ber ©e=

famtsaht ber SBohnungen ein fehr nerfdjiebener.

Ja äl
Glas- und Spiegel-Äanufaktur
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Schutz zu gewähren und demjenigen, die Stellung der
Dienstpflichtigen möglichst zu wahren.

Die verschiedensten Beschränkungen sind proponiert
worden; Zulässigkeit über eine gewisse Zeit nur gegen
Entschädigung, Zulässigkeit nur bei höheren Salarien,
z. B. über Fr. 4000, Wegfall bei Nichtfortsetzung der
Anstellung durch den Dienstherrn nach Vertragsablauf
ohne wichtige Gründe zc. Die einzelnen Schlußnahmen
der Räte und ihrer Kommissionen sind unsicher zwischen
den kasuistischen Vorschlägen und den Grundsätzen hin-
und hergeschwenkt.

Erst zuletzt hat die ständerätliche Kommission ihre
vom Rate angenommenen endgültigen Vorschläge fest-
gestellt. Wir möchten zwar keine Gewähr dafür über-
nehmen, daß nun die endgültige Lösung gefunden worden
sei, glauben aber doch, daß diese Beschlüsse im großen
und ganzen nicht mehr angefochten werden.

Die hauptsächlichsten Grundsätze sind folgende:

Das Konkurrenzverbot ist zulässig bei Dtenstver-
hältntssen, welche dem Dienstpflichtigen emeu Einblick
in den Kundenkreis oder Geschäftsgeheimnisse gewähren
und deren Bekanntgabe den Geschäftsherrn schädigen
könnte. Es muß schriftlich vereinbart werden und ist
für einen minderjährigen Dienstpflichtigen verVoten.

Durch örtliche und zeitliche Begrenzung ist dafür zu
sorgen, daß dem Dienstpflichtigen das Fortkommen da-
durch nicht unbillig erschwert werde. Verletzung des
Verbotes hat Schadenersatzpflicht bezw. Fälligkeit der
Konventionalbuße zur Folge. Uebermäßige Konventional-
strafen können vom Richter ermäßigt werden. Hat der
Dienstherr kein Interesse mehr an der Aufrechterhaltung
des Konkurrenzverbotes, so fällt es dahin. Ebenso, wenn
der Dienstherr ohne wichtigen, dem Dienstpflichtigen nicht
zur Last fallenden Grund den Vertrag aufgehoben oder
selbst dem letzteren durch sein Verschulden einen wichtigen
Grund zur Aufhebung desselben gegeben hat, es sei denn,
der Dienstpflichtige erhalte für die ganze Zeit der Dauer
des Verbotes entsprechende Entschädigung.

Man sieht, daß die Räte bestrebt waren, die einzelnen
Fragen auf grundsätzlichem Boden zu lösen und dem
Leben den nötigen Spielraum szu, lassen. Denn die Ver-
hältnisse, welche da in Betracht kommen, weisen eine
tausendfache Mannigfaltigkeit auf und die Entwicklung

ist keineswegs auf dem Wege zur Vereinfachung und
Uebersichtlichkeit.

Die Wshzchausbauten
und der Wshnungsmarkt in Zürich

und Umgebung.

Die Ergebnisse der seit Jahren jeweilen im Dezember
üblichen Zählung der leerstehenden Wohnungen und Ge-
schäftslokale, sowie der Neubauten gelangen diesmal er-
heblich später als sonst zur Veröffentlichung. Der Grund
liegt hauptsächlich darin, daß die Zählung zwar nach dem
Stande vom 1. Dezember, aber nicht wie bisher als be-
sondere Erhebung in der ersten Hälfte des Monats De-
zember durchgeführt wurde, sondern mit der erst gegen
Ende Dezember begonnenen Grundstücks- und Gebäude-
zählung verbunden war. Diese Zählung hatte infolge der
mangelnden Bereitwilligkeit zahlreicher Hauseigentümer,
das ihnen zugestellte Erhebungsformular, den Grund-
stücksbogen, auszufüllen, mit großen Schwierigkeiten zu
kämpfen und zog sich deshalb zeitlich sehr in die Länge,
so daß wir erst jetzt in der Lage sind, die Ergebnisse der
Leerwohnungszählung mitzuteilen.

Es war vorauszusehen, daß die Zahl der leerstehen-
den Wohnungen im Dezember 1910 sich bedeutend über
den Tiefstand erheben würde, den wir seit 1905 von
Jahr zu Jahr festzustellen hatten. Immerhin hat sich

unsere letztes Jahr geäußerte Vermutung, daß die dies-
jährige Leerwohnungszählung angesichts der stark gestei-
gerten Bautätigkeit einen Wohnungsvorrat ergeben werde,
der sich dem normalen Verhältnis zum Gesamtwohnungs-
bestände nähere, noch nicht erfüllt. Es sind nämlich in
der Stadt allerdings mehr als doppelt so viele Leer-
Wohnungen gezählt worden wie im Vorjahre, 403 gegen
182, aber von dem bei der Wohnungszählung am 1. De-
zember 1910 ermittelten Bestände von rund 40,000 Woh-
nungen machen sie nicht mehr als 1 °/o aus, während be-

kanntlich 3°/o als das Normale angesehen werden. In
den einzelnen Stadtkreisen ist, wie nachstehende Ueber-

ficht zeigt, der Anteil der Leerwohnungen an der Ge-
samtzahl der Wohnungen ein sehr verschiedener.

-M öl
(ZINS- unâ Zpisgel-Msnufätur

?scêtiSî>, 8chleif- unâ NMEvvirerlce in Lesdsch
àlSgE-KnstsIt unà ÄetSCrsi

MLpiesselZws
kàlàMZeZ m 8âmt!icàn Artikeln

LIssnialerei

undeZeZt
u. bàZt

â mostly ° Xvmcn ° ivemkLko-
8?kä88L 31


	Der Dienstvertrag im neuen Zivilgesetzbuch

